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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir sind am Ende der Beratungen zu 
Einzelplan 03.  

Da wir in die Zeitphase von 12:30 Uhr bis 14 Uhr 
eingetreten sind, findet die Abstimmung erst spä-
ter statt. (Siehe Abstimmung zu Einzelplan 6) Das 
ist auch der Grund, warum der Landesminister die 
Redezeit ein bisschen überziehen durfte.  

(Heiterkeit von den PIRATEN) 

Wenn jemand Bedarf hat, dazu noch etwas zu sa-
gen, dürfte er das tun. Wenn das aber keine Kolle-
gin und kein Kollege wünschen, fahren wir mit dem 
nächsten Einzelplan fort. – Niemand widerspricht.  

Dann rufe ich auf: 

 Einzelplan 05 
Ministerium für Schule und Weiterbildung 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1205. Ich eröffne die Beratung und 
erteile für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Vogt das 
Wort. 

Petra Vogt (CDU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Stolz präsentiert uns am heuti-
gen Tage die Landesregierung den Einzelplan 05 
„Schule und Weiterbildung“.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Mit Recht!) 

Dieser Plan weist keine wesentlichen Änderungen 
gegenüber dem im Januar 2012 eingebrachten 
Entwurf auf. Stolz ist man deshalb darauf, dass man 
nicht nur Einsparbemühungen unterlässt, sondern 
dass sogar die durch rückläufige Schülerzahlen frei 
werdenden Finanzmittel im System Schule verblei-
ben können.  

Natürlich freuen sich die Bildungspolitiker, wenn die 
sogenannten demografischen Gewinne im System 
Schule erhalten bleiben. Das ist eine tolle Leistung. 
Allerdings müssen wir uns im Klaren sein: Wenn der 
Haushalt saniert werden soll aufgrund der Schul-
denbremse und vor allen Dingen natürlich aufgrund 
der Generationengerechtigkeit, dann müssen Inves-
titionen in Bildung als Prioritätensetzung an anderer 
Stelle eingespart werden.  

Wäre der Gesamthaushalt 2012 ein Haushalt, der 
auch nur ansatzweise Konsolidierungsanstrengun-
gen erkennen ließe, könnte man als Bildungspoliti-
ker tatsächlich der zuständigen Ministerin gratulie-
ren. Es wäre ihr ja dann gelungen, im zähen Ringen 
mit den anderen Fachbereichen einen Schwerpunkt 
auf das wichtige Thema „Bildung“ zu legen.  

Aber nichts dergleichen ist der Fall. Rekordsteuer-
einnahmen werden mit Rekordschulden beantwor-
tet. Diese sogenannte präventive Politik dann auch 

noch auf dem Rücken unserer Kinder als Schulden-
politik, die sie ja nun einmal ist, in irgendeiner Weise 
verkaufen zu wollen, das ist ungerecht und vor allen 
Dingen auch unsozial. 

(Beifall von der CDU) 

Schulden, meine Damen und Herren, sind keine 
Bildungsgerechtigkeit. Schuldenmachen ist fahrläs-
sige Verweigerung von politischer Gestaltung und 
verspielt unsere Zukunft. 

(Beifall von der CDU) 

Der Einzelplan 05 ist nun kein unwichtiger. Er ist mit 
einem Anteil von 15 Milliarden €, 26 % an den Ge-
samtausgaben, der größte Einzeletat. Wir alle müs-
sen uns daher Gedanken machen, wie wir die Lan-
desfinanzen sanieren können. Das ist keine Aufga-
be, die nur einer Fraktion zukommt. Diese Aufgabe 
haben alle Fraktionen. 

Wichtig wäre es hierbei aus Sicht der CDU-Fraktion, 
Potenziale zu erschließen, die nicht zulasten der 
Unterrichtsversorgung und damit zulasten unserer 
Schülerinnen und Schüler gehen. Man kann es sich 
natürlich auch einfach machen wie die grün-rote 
Landesregierung in Baden-Württemberg und mas-
senweise Lehrerstellen streichen. Diesen Weg wol-
len Sie doch hoffentlich nicht irgendwann in diesem 
Hause gehen müssen, oder? 

Es kann natürlich sein, dass, wenn man sich kon-
sequent einem Sparen verweigert, vielleicht dann 
auch irgendwann – diese Frage geht natürlich an 
Grün und Rot – die eigenen Parteikollegen aus den 
anderen Bundesländern anfangen, unangenehme 
Fragen zu stellen, die gerade diesen doch wenig 
bildungsintensiven Weg betreffen.  

Unklar ist uns in diesem Einzelplan auch, warum 
Sie gerade im erfolgreichen berufsbildenden Sys-
tem, um das uns ganz viele Länder beneiden, bis 
2015 500 Lehrerstellen abbauen möchten, wo dort 
heute bereits zum Teil eklatanter Lehrermangel 
herrscht und wir uns eine Zukunft ohne eine gute 
Berufsausbildung in diesem Lande eigentlich nicht 
vorstellen können. 

Sie zeigen im vorgelegten Entwurf also nicht nur 
mangelnden Sparwillen, sondern Sie zeigen auch 
noch – und das ist vielleicht noch schlimmer – eine 
fehlende Prioritätensetzung.  

Besonders deutlich wird das im Bereich Inklusion. 
Es fehlt an Mitteln für qualifizierte Fortbildung der 
Lehrkräfte, und vor allem fehlt es an einer ausrei-
chenden Anzahl an Sonderpädagogen, um eine 
qualitativ hochwertige Umsetzung dieses ganz be-
sonders wichtigen Inklusionsprozesses in unserem 
Land zu gewährleisten, meine Damen und Herren. 

Ich glaube, dieses Thema ist so wichtig, dass es ei-
nigen vielleicht noch gar nicht klar ist, was da ei-
gentlich im nächsten Jahr in Nordrhein-Westfalen in 
den Schulen passieren wird, wie dramatisch dieser 
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Umbruch ist und dass dieser Umbruch auch wirklich 
nur dann für alle Jugendlichen, für alle Kinder, für 
alle Lehrer und Eltern gelingen kann, wenn er ver-
nünftig begleitet wird. Dazu, liebe Landesregierung, 
haben Sie in gar keiner Weise bisher Ihre Hausauf-
gaben gemacht.  

(Beifall von der CDU) 

Die vielfältigen Probleme, die sich daraus ergeben, 
werden wir leider im kommenden Schuljahr erleben 
müssen. Wie Sie so den Rechtsanspruch umsetzen 
wollen, ist schleierhaft. 

Wir werden Ihnen auf diesem Irrweg, den Sie mit 
diesem Haushalt einleiten und – wir befürchten es – 
wahrscheinlich auch mit dem nächsten Haushalt 
fortschreiben werden, auf gar keinen Fall folgen. 
Diesen Irrweg müssen Sie alleine beschreiten. 
Denn es geht ganz klar zulasten der Bildung in un-
serem Land. 

Aus diesen Gründen lehnen wir den Einzelplan 05 
Schule und Weiterbildung am heutigen Tage ab. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Vogt. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Frau Kollegin Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin schon ein 
bisschen irritiert, Frau Vogt, über die Rede, die Sie 
gerade gehalten haben. Denn auf der einen Seite 
beschwören Sie die Investitionen in Bildung. Auf der 
anderen Seite sagen Sie, dass wir aber doch ei-
gentlich auch Prioritäten des Sparens setzen sollen. 
Sie lehnen den Einzelplan ab, aber möchten doch 
die Ressourcen sichern. Mir ist nicht ganz klar, was 
die Aussage Ihrer Rede nun eigentlich gewesen ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber darüber können wir vielleicht bei Gelegenheit 
einmal reden.  

Wir sind als Regierungskoalition mit der Maßgabe 
angetreten, dass wir die Demografiegewinne – Frau 
Vogt, darauf haben Sie eben noch einmal hingewie-
sen – im System lassen wollen. Das hat auch die 
Ministerpräsidentin in ihrer Regierungserklärung 
deutlich gemacht. Wir wollen frei werdende Res-
sourcen nicht streichen, sondern wir wollen sie für 
bessere Bildung und für Schulentwicklung in Nord-
rhein-Westfalen einsetzen. 

Dazu zählen kleinere Lerngruppen, die wir im 
Schulkonsens vereinbart haben. Dazu zählt die Er-
haltung von wohnortnahen und kleinen Grundschu-
len, wozu wir heute Nachmittag das Gesetz mitei-
nander verabschieden werden. Dazu zählen aber 
auch Ganztagsangebote, die nachgefragt sind, indi-

viduelle Förderung und der gemeinsame Unterricht 
oder die Inklusion. 

Dementsprechend weist der Einzelplan 05 dann 
auch 14,92 Milliarden € aus. Er ist der größte Ein-
zelplan. Auch darauf hat Frau Vogt hingewiesen. Er 
ist um 600 Millionen € höher als im Vorjahr. Meine 
Damen und Herren, ich möchte Ihnen einmal deut-
lich machen, was das eigentlich im Detail bedeutet. 
Ich darf maximal zehn Minuten reden. Es wären 
dann pro Minute knapp 1,5 Milliarden € oder, umge-
rechnet in Sekunden, 25 Millionen € pro Sekunde.  

Wenn wir uns die Lehrerstellen anschauen, ist das 
aber noch eine ganz andere Dimension, denn wir 
haben zurzeit 154.712 Lehrerstellen im Haushalt. 
Auch dieses will ich mit einem Vergleich darstellen: 
Es ist exakt so viel, wie die Stadt Neuss Einwohner 
hat. Das macht vielleicht deutlich, über welches 
Haushaltsvolumen wir an dieser Stelle eigentlich re-
den. Wir sind stolz, dass wir die Zahl der Lehrerstel-
len bei sinkenden Schülerzahlen in der Summe – 
die Schülerzahl ist gegenüber 2010 um 44.300 ge-
sunken – um 1.959 erhöhen können. 

Der Schulhaushalt ist im Wesentlichen ein Perso-
nalhaushalt. Gehälter, Beihilfen und Vorsorgeleis-
tungen machen in diesem Haushalt den größten 
Batzen aus. Auch die Steigerung von 607 Millio-
nen € ist darauf zurückzuführen. Für die Betroffenen 
ist das eine Selbstverständlichkeit, für den Schul-
haushalt sind das Steigerungen, die mit zusätzli-
chen Millionenbeträgen verbunden sind, für die 
Schulen aber keine Ressourcen schaffen. Auch 
darüber müssen wir uns im Klaren sein. 

Strukturelle Einsparungen im Bereich Schule lassen 
sich in nennenswertem Umfang nur dadurch errei-
chen, dass man auf Lehrer und Lehrerinnen ver-
zichtet, Frau Vogt. Dazu möchte ich Sie ganz gerne 
in der Diskussion fragen, ob das genau das ist, was 
Sie erreichen wollen. Auf Lehrer zu verzichten heißt 
aber auch, dass wir Rahmenbedingungen ver-
schlechtern, die Innovationskraft und die Qualität 
von Schulen verschlechtern. 

Ich möchte an dieser Stelle daran erinnern, dass die 
Rahmenbedingungen in Nordrhein-Westfalen – die 
Ländervergleiche sind heute Morgen von Ihnen 
mehrfach angeführt worden – nicht die besten im 
Ländervergleich sind. Wir sind uns alle darüber im 
Klaren – auch dies ist auf Bundesebene verab-
schiedet worden –, dass wir rein theoretisch deutlich 
mehr Geld in die Bildung stecken wollen. Neben 
den Personalkosten wird im Einzelplan 05 zusätz-
lich noch Geld für die Schulpauschale an die Kom-
munen in Höhe ca. von 600 Millionen € zur Verfü-
gung gestellt. 

Für uns ist wichtig, dass wir das Thema „Inklusion“ 
mit dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz, das mitt-
lerweile als Referentenentwurf vorliegt und in der 
Verbändeanhörung ist, behutsam, sorgfältig, ohne 
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Eile und Hast sowie im Dialog mit den Beteiligten 
umsetzen. 

Bereits heute aber ist klar, dass die Nachfrage nach 
integrativen Lerngruppen in diesem Jahr gestiegen 
ist. Das macht zusätzliche Stellen im Haushalt für 
den gemeinsamen Unterricht erforderlich. Wir ha-
ben – in den Grundschulen weniger als in den Se-
kundarschulen – einen Aufwuchs bei den integrati-
ven Lerngruppen. Es ist uns aber wichtig, dass den 
Wünschen der Eltern vor Ort nach integrativen 
Lerngruppen entsprochen werden kann und wir 
damit regionale Inklusionsprozesse unterstützen 
und ermöglichen. 

Insgesamt sind im Haushalt für Integration und In-
klusion 3.836 Stellen ausgewiesen. Das sind 706 
mehr als im Vorjahreshaushalt. Ich glaube, Frau 
Vogt, damit lässt sich nicht belegen, dass wir in die-
sem Bereich nichts tun. Ganz im Gegenteil: Auch in 
diesem Bereich setzen wir Demografiegewinne da-
für ein, dass wir den Prozess der Inklusion auf den 
Weg bringen können. 

(Beifall von der SPD) 

So sind in diesem Jahr bereits 22.300 Schüler und 
Schülerinnen in Nordrhein-Westfalen in integrativen 
Lerngruppen, die dort unterrichtet und erfolgreich 
ihre Schullaufbahn in Nordrhein-Westfalen be-
schließen werden. Damit konnte zum Schuljahr 
2012/2013 ein weiterer Ausbau des integrativen 
Lernens erreicht werden. Es freut uns ganz beson-
ders, dass sich in der Zwischenzeit alle Schulfor-
men daran beteiligen, auch die Gymnasien. Das ist 
sehr bemerkenswert, dass auch die Gymnasien an-
fangen, sich für Inklusion zu öffnen. 

Frau Vogt, aber auch für die Aus- und Fortbildung 
stehen in Nordrhein-Westfalen fast 17,6 Millionen € 
zur Verfügung. Es gibt einen Aufwuchs von 
750.000 €. Es ist also nicht richtig, dass wir in die-
sem Bereich nichts tun. Auch die FDP hat ange-
mahnt, dass wir in diesem Bereich nichts tun. Das 
ist nicht richtig. Ein Blick in den Haushaltsplan be-
lehrt Sie eines Besseren. 

Wir haben uns gemeinsam vorgenommen – auch 
im Schulkonsens und in der Bildungskonferenz ist 
das vereinbart worden –, dass wir eine Erhöhung 
der Leitungszeit sowohl im Sekundarbereich als 
auch in den Grundschulen vornehmen. Die Erhö-
hung für die Grundschulen haben wir bereits 2011 
beschlossen. Aufgrund der Tatsache, dass der 
Landtag aufgelöst worden ist, haben wir es nicht 
vollziehen können. Für die Grundschulen würde das 
340 Stellen ausmachen, die jetzt in den Haushalt 
eingestellt werden. Auch für die Sekundarschulen 
bedeutet die Erhöhung der Leitungszeit 224 Stellen. 

Den Schulen stehen diese Stellen schon zur Verfü-
gung. Für die Grundschulen – auch das will ich 
noch einmal deutlich machen – entspricht dies einer 
Erhöhung von zwei um drei auf insgesamt fünf Ent-
lastungsstunden. Hier gibt es auch in der Communi-

ty zurzeit etwas Irritationen. An dieser Stelle sage 
ich noch einmal deutlich, dass die Grundschulen 
hier wirklich eine Entlastung bekommen. 

Beide Maßnahmen sind nach der Verabschiedung 
der Verordnung zu § 93 Schulgesetz durch den 
Schulausschuss nun möglich. Die erforderlichen 
Stellen stehen bereits im laufenden Schuljahr den 
Schulen zur Verfügung. 

Heute Nachmittag werden wir uns mit dem 
8. Schulrechtsänderungsgesetz beschäftigen. Die-
ses Gesetz ermöglicht jetzt zusätzlich, dass wir 
kleine Grundschulen in der Fläche erhalten können, 
wenn es ein gemeinsames pädagogisches Konzept 
gibt. Ich glaube, damit schaffen wir endlich Klarheit. 
Das macht aber auch erforderlich, dass wir im End-
ausbau – das betrifft die Frage der Absenkung des 
Klassenfrequenzwertes in der Grundschule – für die 
kleinen Grundschulen insgesamt noch einmal 1.700 
Stellen zur Verfügung stellen werden. 

Ich möchte noch einen weiteren Aspekt in die De-
batte einbringen. Der Ausbau der Ganztagsschulen 
ist uns nämlich enorm wichtig. Ganztag ist eine 
Möglichkeit, Bildungsbenachteiligung aufzuheben 
und Kinder zusätzlich zu unterstützen. Der Antrag 
der FDP, der in die Richtung geht, den Gymnasien 
mehr Ganztag zu geben, verkennt dabei, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen bereits 155 Gymnasien haben, 
die Ganztag anbieten. 

Der Ausbau der Ganztagsschulen in diesem Jahr ist 
vorangeschritten. Wir haben 10.000 zusätzliche 
Plätze in der OGS geschaffen, und wir haben 
50 zusätzliche Stellen für den gebundenen Ganztag 
in der weiterführenden Schule geschaffen. Wir wer-
den auch den Ausbau der Ganztagsschule weiter 
fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie kön-
nen unschwer erkennen: Bildungspolitik ist das 
Schwerpunktthema der rot-grünen Landesregie-
rung, und so ist der Einzelplan 05 auch aufgestellt. 
Wir stehen zum Schulkonsens, in dem wir gemein-
same Maßnahmen bis 2023 verabredet haben. Die 
erforderlichen Mittel dazu werden im Haushalt be-
reitgestellt. Zugleich trägt der Haushalt die sehr 
deutliche Handschrift von Rot-Grün. Es ist die 
Handschrift der Minderheitsregierung, die sich fort-
setzt. Sie ist nicht durch den Koalitionsvertrag ge-
prägt worden, sondern wir sind kontinuierlich dabei, 
unsere Bildungspolitik fortzuschreiben. 

Sicher sind all die Ansätze dieses Haushaltskapitels 
nicht alternativlos. Sie stellen aber nach unserer 
Auffassung einen ausgewogenen Kompromiss zwi-
schen den dringend notwendigen Verbesserungen 
und den Restriktionen der verfügbaren Mittel dar. 
Wenn jemand meint, unsere Ansätze seien zu 
großzügig und es müsste mehr gespart werden, so 
soll er sagen, wo er Abstriche machen will. Wenn 
jemand meint, wir stellten nicht genügend Ressour-
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cen zur Verfügung, dann soll er uns aber auch sa-
gen, wo die Mittel herkommen.  

Die Landesregierung hat versprochen, dass wir mit 
diesem Haushalt einen Haushalt vorlegen, der In-
novationen in Nordrhein-Westfalen möglich macht. 
Bildung hat weiterhin erste Priorität. Wir setzen auf 
Präventionspolitik, weil wir uns über die Präventi-
onspolitik mittel- und langfristig Einsparungen für 
den Haushalt erhoffen. Damit wollen wir die Zukunft 
unseres Landes sichern und den jungen Menschen 
in diesem Land gute Ausgangsvoraussetzungen 
schaffen, damit sie nicht das Gefühl haben, dass wir 
auf Kosten der jungen Generation leben. – Ich be-
danke mich.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hendricks. – Für die FDP-Fraktion spricht 
nun Frau Kollegin Gebauer.  

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrte Damen und Herren! Die nordrhein-
westfälische Bildungs- und hier im Besonderen die 
Weiterbildungslandschaft spielt eine unersetzliche 
Rolle für das lebenslange Lernen. Daher begrüßen 
wir es ausdrücklich, dass es weitere Mittel – dieses 
Jahr in Höhe von rund 0,7 Millionen € – für die Wei-
terbildung gibt. Auch weitere positive Aspekte wie 
zum Beispiel die Absenkung des Klassenfrequenz-
richtwertes an Grundschulen oder die Verbesserun-
gen bei der Leitungszeit finden wir im Einzelplan 05. 

Aber gleichwohl zeigt dieser Haushalt für Schule 
und Weiterbildung insgesamt an vielen Stellen eine 
deutliche Schieflage. Letztendlich muss der Schul-
haushalt auch im Zusammenhang mit dem Ge-
samthaushalt gesehen und bewertet werden. 

Wer einen klaren Schwerpunkt, meine Damen und 
Herren, im Bereich der Bildungspolitik setzen möch-
te – das unterstützen wir –, der muss in anderen 
Bereichen auch Einsparungen vornehmen. Rot-
Grün plant – und das trotz der höchsten Steuerein-
nahmen der nordrhein-westfälischen Geschichte – 
mit einer Neuverschuldung von weit über 
4 Milliarden €. Mit Blick auf die Zukunft unserer Kin-
der, unserer heutigen Schülerinnen und Schüler ist 
dieser Haushalt somit unverantwortlich. 

Auch im Einzelplan 05 muss wie in anderen Einzel-
plänen sowohl auf Effizienz als auch auf Effektivität 
geachtet werden. Frau Ministerin, Sie haben mich 
im Ausschuss für Schule und Weiterbildung kriti-
siert, als ich bezüglich der 250 kw-Stellen den rheto-
rischen Einwurf gemacht habe, dass Rot-Grün die-
se Stellen hätte verlängern können. 

Vielleicht ist das ein kleines Missverständnis: Natür-
lich müssen angesichts der Verschuldung des Lan-
des im Interesse zukünftiger Generationen alle Per-
sonalmaßnahmen sorgfältig abgewogen werden. 

Sollten also diese 250 Stellen ihre temporäre Funk-
tion bereits erfüllt haben, liegen wir hier nicht ausei-
nander. Bei einigen der von Ihnen abgesetzten Stel-
len aber muss der Sinn deutlich hinterfragt werden. 

Auch wenn es Rot-Grün vielleicht nicht gefällt, lautet 
die Botschaft: Unter Schwarz-Gelb wurden Lehrer-
stellen aufgebaut, unter Rot-Grün werden Lehrer-
stellen abgebaut. Sie senken im zweiten Haushalts-
jahr die Zahl der Lehrerstellen. Im Schuljahr 
2012/2013 sollen 378 Lehrerstellen weniger als im 
laufenden Schuljahr zur Verfügung stehen. Die an-
geblich rot-grüne „Priorität für Bildung“ – wie es im-
mer so schön heißt – dient offensichtlich mehr dem 
„Window-Dressing“.  

Ich möchte Sie, Frau Ministerin Löhrmann, in die-
sem Zusammenhang um mehr Transparenz und 
auch Ehrlichkeit in der öffentlichen Kommunikation 
bitten; denn Sie haben als Grüne im Wahlkampf die 
Behauptung „Alle Demografiegewinne bleiben im 
Schulsystem“ wie eine Monstranz vor sich herge-
tragen. Jetzt aber müssen wir feststellen: Dieser 
Ankündigung folgen Sie nicht. Denn bereits im Jahr 
2015 wollen Sie neu über diese Demografiegewinne 
verhandeln. Die Aussagen von Minister Walter-
Borjans in diesem Zusammenhang sind ja nun sehr 
deutlich gewesen. 

Ich darf Sie daher bitten, in der Öffentlichkeit und 
auch im Schulausschuss nicht weiter zu verkünden, 
dass die Gewinne im Schulsystem verbleiben. In 
der Anhörung des Unterausschusses „Personal“ 
haben zum Beispiel die Lehrerverbände jedweder 
Couleur bereits verdeutlicht, dass sie sich durch 
solche Kommunikationstricks verschaukelt fühlen. 

Meine Damen und Herren von Rot-Grün, Ihre Bil-
dungspolitik fußt auf der vermeintlich wissenschaft-
lichen Strategie „Schulden für Prävention“. Sie kün-
digen nun an, dass als Folge Ihrer Präventionspoli-
tik bis zum Jahr 2015 500 Stellen an Berufskollegs 
im Schulhaushalt eingespart werden können. Sie 
streichen bereits heute 21 Stellen als angebliche 
Präventionsrendite. 

Die FDP hat die empirische Grundlage für diese 
Rendite nachgefragt, und die Antwort der Landes-
regierung lautet – ich darf zitieren –: „Die im Haus-
haltsentwurf ausgewiesene Stellenzahl von 21 ist 
eine Setzung der Landesregierung.“ Das heißt, die 
Landesregierung stellt schlicht und einfach eine 
Zahl in den Raum, von der sie dann behauptet, dies 
sei die Rendite Ihrer Arbeit. Meine Damen und Her-
ren, dieses Vorgehen ist unseriös. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wissenschaftsministerin Schulze – sie ist momen-
tan nicht anwesend – sollte sich 

(Ministerin Svenja Schulze – vom Abgeord-
netenplatz aus –: Doch, hier!) 

– ach, Entschuldigung –, statt in Zeitungen die Mär 
von einer angeblichen wissenschaftlichen Grundla-
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ge dieser Präventionspolitik zu verbreiten, lieber 
dem doppelten Abiturjahrgang widmen, um die Be-
dingungen an den Universitäten entsprechend zu 
verbessern.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wo liegen die Schwer-
punkte in diesem Schulhaushalt? 

Ein Schwerpunkt – das ist bereits von meinen Vor-
rednerinnen gesagt worden – ist das Thema „Inklu-
sion“. Frau Ministerin Löhrmann, leider steuern Sie 
bei den sonderpädagogischen Fachkräften, bei der 
multiprofessionellen Unterstützung, bei zusätzlicher 
Lehrerfortbildung, bei der Sachmittelausstattung der 
Schulen und bei der wichtigen Frage der Konnexität 
sehenden Auges in einen massiven Qualitätsabbau 
bei der sonderpädagogischen Förderung hinein. 

Ich habe ja bereits im Ausschuss betont, dass Ihre 
Maßnahmen zur Inklusion nicht ausreichen werden. 
Sie haben daraufhin erwidert, Sie würden eine Liste 
führen, was so alles gefordert werde. 

Dazu sage ich Ihnen, Frau Ministerin Löhrmann: Es 
geht jetzt nicht darum, was wir hier fordern, sondern 
es geht um Ihre Versprechungen und Ihr Tempo, 
das Sie vorgegeben haben bzw. vorgeben. Wer 
kurzfristig einen grundsätzlichen Rechtsanspruch 
einführen will und hierfür die Qualitätsstandards der 
sonderpädagogischen Förderung herunterschraubt, 
der muss sich auch Kritik gefallen lassen.  

Der jetzige Umgang mit den Kommunen bzw. den 
Schulträgern in Fragen der Konnexität wird sich 
verheerend auswirken. Ich sagen Ihnen, meine 
Damen und Herren: Die Klagen sind in Vorberei-
tung. 

(Beifall von der FDP) 

Ich wundere mich doch sehr, dass es der SPD of-
fensichtlich nicht gelingt, den Anti-Kommunen-Kurs 
der Grünen zu stoppen,  

(Lachen von den GRÜNEN) 

die die Verantwortung für die Inklusion bei den 
Kommunen abladen wollen. 

Sie erklären die Kosten der Inklusion für nicht kon-
nexitätsrelevant und eröffnen gleichzeitig den 
Kommunen die Möglichkeit, umfangreich Förder-
schulen zu schließen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke) 

Den Schulträgern wird zur Finanzierung der mit der 
Inklusion verbundenen Kosten letztlich gar nichts 
anderes übrig bleiben. Die Folge wird sein, dass El-
tern die Wahlmöglichkeit „Förderschule“ verwehrt 
wird. 

(Zurufe von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Bei der Umsetzung der Inklusion müssen aber so-
wohl die Elternrechte als auch die Qualität der För-
derung sichergestellt werden. Denn es muss hei-

ßen: Die Qualität bestimmt das Tempo und nicht 
umgekehrt. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt bedeu-
tet eine klare Ressourcenschwerpunktsetzung für 
eine Minderheit von Schülern zulasten einer großen 
Mehrheit. Von einer Chancengerechtigkeit für alle 
Schüler und Lehrer kann und darf man hier nicht 
sprechen.  

CDU, SPD und Grüne haben sich entschieden, Se-
kundarschulen mit umfänglichen Privilegien auszu-
statten: Grundsätzlicher Ganztag, Klassenfrequenz-
richtwert von 25, geringere Unterrichtsverpflichtung 
als Lehrer an Haupt- und Realschulen und ein Diffe-
renzierungszuschlag in Höhe von 0,5 Stunden je 
Klasse je Woche sind ohne Wenn und Aber Privile-
gien. Alleine für den Mehrbedarf an Sekundarschu-
len müssen Sie 90 Stellen in den Haushalt einstel-
len. 

Ich möchte hier für die FDP noch einmal betonen: 
Niemand in der FDP wünscht sich schlechte Bedin-
gungen für die Kinder an Sekundarschulen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wir wollen für alle Kinder bestmögliche Förderbe-
dingungen und bestmögliche Qualität an den Schu-
len.  

Uns geht es um die Ungleichgewichtung bei der 
Ressourcenzuteilung. Laut Aussagen des Ministeri-
ums sind 80 % der Kinder zum Schuljahr 2012/2013 
auf allgemeinbildende weiterführende Schulen 
übergegangen, die strukturell und organisatorisch 
zurzeit schlechter behandelt werden. 

Die FDP wird sehr genau beobachten, ob und wann 
Sie es zulassen, die sich bietenden Chancen an 
anderen Schulformen zu nutzen und umzusetzen. 

Meine Damen und Herren, CDU, SPD und Grüne 
haben auch die Gründungsbedingungen für Sekun-
darschulen und Gesamtschulen durch Absenkung 
auf 25 Schüler pro Klasse erleichtert.  

Mit dem 8. Schulrechtsänderungsgesetz wollen Sie 
die Gründungswelle für Gesamtschulen noch stär-
ker ausweiten.  

Trotzdem kann man bei diesen Lockmitteln nur von 
einem begrenzten Erfolg des Schulkonsenses spre-
chen. Denn: Auch die Einrichtung der einen oder 
anderen Sekundarschule und Gesamtschule ist in 
den vergangenen Wochen und Monaten an man-
gelndem Elterninteresse gescheitert. 

In Arnsberg sind im ersten Anlauf alle drei Sekun-
darschulen gescheitert. In Köln haben sich an einer 
stadtweiten Befragung 8.900 Eltern von Grund-
schulkindern beteiligt. Von diesen 8.900 haben ge-
rade einmal 78 Eltern von Viertklässlern und 90 El-
tern von Drittklässlern die Sekundarschule als ihre 
Wunschschulform benannt. 
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In Castrop-Rauxel – das wissen Sie – haben die 
Bürger mit nahezu 90 % die Schließung einer quali-
tativ hochwertigen Realschule abgeschmettert. 

Offenbar wird die von uns geäußerte Kritik an der 
inneren Ausgestaltung der Sekundarschule auch 
von Eltern in Nordrhein-Westfalen geteilt. 

Meine Damen und Herren, Grün und Rot haben auf 
ihrem Schulpolitikdampfer leider massiv Fahrt in 
Richtung Qualitätsabbau aufgenommen. Das kön-
nen und werden wir nicht unterstützen. Deshalb 
werden wir dem vorliegenden Einzelplan 05 auch so 
nicht zustimmen. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebauer. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen erteile ich nun der Kollegin Beer 
das Wort.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin der 
Kollegin Hendricks dankbar, dass sie schon einmal 
die Basisdaten vorgetragen hat. Denn ich würde 
mich jetzt lieber auf die Replik zu den Beiträgen von 
Frau Vogt und Frau Gebauer konzentrieren.  

Wir wissen, dass Demokratie manchmal schmerz-
haft sein kann, aber dass mit Neuwahlen dann auch 
Amnesie über fünf Jahre ausgelöst wird, ist mir 
doch eine neue Erkenntnis und muss hier konsta-
tiert werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist doch unglaublich! Haben Sie vergessen, 
dass Sie fünf Jahre in Raubmanier durch die Kom-
munen gezogen sind? Das ist doch heute Morgen 
bereits mehrfach angesprochen worden. Wollen Sie 
das nicht wahrhaben? Haben Sie das nicht wahrge-
nommen, als Sie noch nicht hier im Hause waren? 
Dann bitte ich, schauen Sie doch noch einmal in 
das Handeln der Landesregierung von 2005 bis 
2010 hinein. Das wäre erstens ganz wertvoll.  

Zweitens. Schauen Sie sich doch bitte auch die mit-
telfristige Finanzplanung des ehemaligen Finanzmi-
nisters Linssen an. Da werden Sie Demografieeffek-
te nach 2010 gar nicht mehr finden. Die waren näm-
lich alle einkassiert. Es ist Rot-Grün gewesen, die 
genau dafür gesorgt haben, dass diese Ressourcen 
wieder dem Bildungssystem in Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung stehen!  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Angela Freimuth [FDP]) 

– Ja, wir kommen jetzt noch zu vielen anderen Din-
gen.  

Frau Gebauer, was beklagen Sie denn jetzt? – Be-
klagen Sie, dass wir in den Schulentwicklungspro-

zessen Beteiligungen für Eltern eingeräumt haben? 
Beklagen Sie, dass Eltern sagen können, ob sie ein 
Schulangebot akzeptieren werden, ja oder nein, ob 
das die Schule ihrer Wahl für Kinder ist? Ist das Ihre 
Kritik? Es ist doch klar, dass man dann auch aus-
halten muss, dass an bestimmten Standorten 
Schulangebote angenommen werden oder nicht.  

Sie haben aber über fünf Jahre versucht, den do-
kumentierten Elternwillen nach Gesamtschulen re-
striktiv zu beschränken, und haben versucht, den 
Gesamtschulen ihren Ganztag wegzunehmen und 
ihnen überall Knüppel zwischen die Beine zu wer-
fen. Versuchen Sie doch nicht, hier verkehrte Welt 
darzustellen!  

Den Vortrag von Ihrem Vorgänger und Ihrer Vor-
gängerin über die Privilegierung der Sekundarschu-
len kenne ich zu Genüge. – Wir haben nie von der 
Privilegierung der Hauptschulen gesprochen, die 
einen 30-prozentigen Ganztagszuschlag erhalten 
haben, weil wir das als gut investiert ansehen. Das 
soll bei den Kindern ankommen. Wir würden uns nie 
erlauben, über Privilegierung in dem Rahmen zu 
sprechen. Wir haben den bestehenden Hauptschu-
len diesen Ganztagszuschlag auch nicht wieder ge-
nommen. Schön, dass Sie dann entsprechend 
rechnen.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

– Herr Stamp, Sie haben die Realität immer noch 
nicht akzeptiert: Die Eltern akzeptieren die Schul-
form Hauptschule nicht mehr! 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Weil Sie sie ka-
puttgemacht haben!) 

Das ist genau der Effekt. Sie haben über fünf Jahre 
versucht, das zu beatmen, zu beatmen und zu be-
atmen. All Ihre Versuche haben nicht gefruchtet. Sie 
haben den Kommunen zum Teil Bauruinen hinter-
lassen, weil da Gelder hineingeflossen sind. Wenn 
Sie uns erzählen, wir sollten die Mittel effizient ein-
setzen, dann frage ich, was Sie denn gemacht ha-
ben. Sie haben die Gelder an die Kommunen in 
Schulprojekte lanciert, die keinen Bestand haben. 
Solche Schulen mussten jetzt geschlossen werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dort sind die Mittel nicht effizient eingesetzt worden.  

Sie sind gescheitert und abgewählt worden, weil Ih-
re Bildungspolitik verfehlt war. Arbeiten Sie Ihre 
Vergangenheit auf und schauen Sie in die Zukunft. 
Das tun wir mit diesem Entwurf für den Einzelplan 
05.  

Ich will mir die Zeit nehmen, um noch einige Sach-
verhalte zu klären.  

Wertgeschätzte Frau Kollegin Vogt, wir nehmen alle 
Kapazitäten im Rahmen der Berufskollegs in An-
spruch. Alle Lehrer sollen dort unterrichten. Sie ha-
ben zu Recht auf das Problem in Bezug auf die 
Rekrutierung gerade von Kolleginnen und Kollegen 
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für das Berufskolleg für die gewerblich-technischen 
Bereiche aufmerksam gemacht. Daran arbeiten wir 
seit Längerem. Diese Landesregierung – Schulmi-
nisterium und Wissenschaftsministerin zusammen – 
hat allerdings einen Fünf-Punkte-Plan vorgelegt, 
damit wir diesem Problem begegnen können.  

Wenn wir aber damit anfangen, die Jugendlichen 
besser auf den Beruf vorzubereiten, wenn wir früh 
mit der Berufsorientierung ansetzen und wenn wir 
diese Maßnahmen zusammenbinden, damit es für 
Jugendliche im Übergang von Schule zu Beruf nicht 
in Warteschleifen hineingeht, dann ist dies doch 
das, was wir damit meinen, einen Bildungsweg oh-
ne Brüche zu unterstützen, damit die Jugendlichen 
eine Lebensperspektive und eine Berufsperspektive 
bekommen.  

Wir sagen doch nicht, dass das von heute auf mor-
gen passiert. Deswegen ist auch nur ein geringer 
Ansatz für die Präventionsrendite im Haushalt ent-
halten. Natürlich muss das wachsen. Frau Vogt, wir 
werden uns das dann auch anschauen. Das ist in 
der Tat etwas, wo wir schauen müssen, wie das 
funktioniert, was in den Modellregionen passiert. 

Ich habe die Rückmeldung aus den Arbeitsagentu-
ren, dass sich da etwas tut, dass es in der Tat ge-
lingt, Jugendliche schneller in Ausbildung zu vermit-
teln. Das hat einerseits etwas mit Konjunktureffek-
ten zu tun, aber auf der anderen Seite auch mit ei-
ner konzentrierten Schulentwicklungsarbeit, die wir 
mit Stellen für den Ausbildungskonsens und mit 
Stellen für die Berufsorientierung in den Schulen un-
terstützen. – Auch davon haben Sie eine sehr ver-
zerrte Wahrnehmung. 

Ich will noch einmal die Frage an die CDU richten: 
Was wollen Sie eigentlich? – Wir setzen den Schul-
konsens konsequent um. Von daher hätte ich mir 
gewünscht, dass sie ein eigenständiges Votum zu 
diesem Schulhaushalt abgeben würden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Man muss doch feststellen, dass der Schulkonsens 
in allen Punkten verlässlich umgesetzt wird: Wir 
senken die Klassenfrequenzrichtwerte bei den 
Grundschulen ab, wir gewähren das an Leitungs-
zeit, was von den Schulen im Rahmen der Sekun-
darstufe I gebraucht wird, und wir haben schon 
2011 mehr als 340 Stellen für die Grundschulen zur 
Verfügung gestellt, weil dort die Probleme am größ-
ten waren. 

Sie haben hier auch das Thema Inklusion aufgeru-
fen. – Okay, das ist ein wichtiges Thema, das im 
Land diskutiert wird. Sie müssten aber auch den Ab-
lauf von Gesetzgebungsverfahren kennen. Im Au-
genblick gibt es einen Referentenentwurf, der sich 
in der Verbändebeteiligung befindet, aber noch kei-
nen Gesetzentwurf, der in diesem Haus vorliegt und 
der mit einem Kostenblatt versehen ist. Eines kann 
ich Ihnen garantieren: Wie in unseren Gesprächen 
zum Schulkonsens vereinbart, rund 1.700 Stellen 

für die Absicherung der kleinen Grundschulstandor-
te vorzusehen, werden wir auch das Thema Inklusi-
on ausstatten.  

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

– Herr Stamp, wenn wir uns auf Sie hätten verlas-
sen müssen: Sie haben jahrelang nichts dafür ge-
tan.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Seit dem Jahre 2010 hat die Schulministerin mit da-
für gesorgt, dass die Stellen für den gemeinsamen 
Unterricht verdoppelt worden sind, damit eine ent-
sprechende Ausgestaltung möglich ist. Das ist et-
was, was Sie jahrelang verschleppt haben. Ihre 
Fraktion hat die Konsensfindung zum Thema „Inklu-
sion“ verschleppt und uns Knüppel zwischen die 
Füße geworfen. Sie hätten viel früher in die Vorsor-
ge gehen müssen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das sind Ihre Versäumnisse, Herr Stamp. Das La-
mentieren hilft an der Ecke nicht. Rot-Grün fasst 
nämlich das Thema an. Wir haben es auf die 
Schiene gesetzt, und wir werden alles verlässlich 
umsetzen. 

Noch einmal zum Verfahren: Nach der Verbändebe-
teiligung und natürlich auch nach den anstehenden 
Konnexitätsgesprächen kommt das entsprechende 
Papier in dieses Haus. Dazu können Sie sich dann – 
hoffentlich qualifiziert – einlassen. Dann werden wir 
darüber reden. 

Jetzt bin ich froh, dass Rot-Grün die Schulen ver-
lässlich weiter begleitet und dass wir den Weg fort-
gesetzt haben. Ich sehe, dass wir noch eine Menge 
an gemeinsamer Aufarbeitung zu leisten haben, 
damit wir in der Bildungspolitik wirklich vielleicht 
einmal an einem Strang ziehen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich Frau Kollegin Pieper das Wort. 

Monika Pieper (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn 
ich diese Diskussion verfolge, muss ich feststellen: 
Wer dieses Thema nutzt, um sich gegenseitig zu 
bashen, hat überhaupt noch nicht verstanden, was 
in den Schulen los ist. Dieses Thema eignet sich 
null dafür, aufeinander loszugehen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir alle wissen, dass es eigentlich keinen Sinn 
mehr macht, über die Ausgaben für Bildung im 
Haushalt 2012 zu diskutieren Das Jahr ist fast um, 
und das Geld ist längst weg. Ich möchte aber den-
noch ein paar grundsätzliche Überlegungen zur fi-



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 526 Plenarprotokoll 16/11 

 

nanziellen Lage im Bildungssektor und zu den an-
stehenden Baustellen anstellen.  

Wir haben hier über Zahlen geredet, wir haben Pro-
gramme aufgestellt, nur über die Kinder und Lehrer 
in den Schulen haben wir eigentlich ganz wenig ge-
redet.  

Ich stimme Ihnen ausdrücklich zu, Frau Löhrmann: 
Das Kooperationsverbot muss weg. Allein werden 
wir die drückenden Probleme in NRW nicht lösen 
können. Wir können aber nicht nur auf die Unter-
stützung durch Bundesmittel setzen, sondern wir 
müssen auch die Frage stellen, welche Prioritäten 
wir in Nordrhein-Westfalen setzen. Wo wollen und 
müssen wir mehr Geld einsetzen? 

Mir ist klar, dass es auch zwischen den Ministerien 
einen Kampf um das Geld gibt. Jedes Ministerium 
benötigt mehr Geld, jedes Ressort ist unglaublich 
wichtig. 

Warum haben wir jetzt unsere Änderungseinträge 
eingebracht? Wir wissen schon, dass sie im Grunde 
nicht umgesetzt werden können, weil das Geld aus-
gegeben ist. Aber wir wollen einfach ein Zeichen 
setzen.  

Wir wollen zum einen auf die immer mehr anstei-
gende Belastung der Kolleginnen und Kollegen in 
den Schulen aufmerksam machen. Gerade einmal 
die Hälfte aller Lehrer erreicht das reguläre Pensi-
onsalter. Der Krankenstand ist im Vergleich zu vie-
len anderen Berufen unverhältnismäßig hoch. Es ist 
eine oft gehörte und, wie ich finde, ausgesprochen 
zynische Aussage, dass wir nur die Hälfte der 
psychomotorischen Kliniken bräuchten, wenn man 
dort keine Lehrer mehr aufnähme.  

Die zunehmenden Anforderungen an die Lehrer 
führen zu Überforderung und Burn-out. Es sollen 
immer mehr Inhalte vermittelt, immer mehr Verwal-
tungsaufgaben übernommen werden; Beispiel: das 
Bildungs- und Teilhabegesetz, das im letzten Jahr 
einen enormen Verwaltungsaufwand in die Schulen 
getragen hat. Interessengruppen verlangen immer 
neue Inhalte im Unterricht, ohne dass jemand sagt, 
was dafür gekürzt werden soll. Diese Situation führt 
zu Überforderung und letztendlich zu Burn-Out und 
Depression, weil das niemand mehr leisten kann. Ist 
ein Kollege erkrankt, müssen die anderen einsprin-
gen und dessen Aufgabe auch noch übernehmen. 
So entsteht ein Domino-Effekt. 

Dem kann man mit einem größeren Pool an Vertre-
tungslehrern zumindest ansatzweise entgegenwir-
ken. Es muss dann aber auch möglich sein, sehr 
schnell und unbürokratisch eine Vertretung zu be-
kommen. Aktuell muss eine Langzeiterkrankung 
von mindestens zwei Monaten vorliegen, damit man 
überhaupt einen Anspruch auf Vertretung hat. Das 
aber passiert eigentlich eher selten. Kaum ein Arzt 
stellt einen solchen Krankenschein aus. Die Atteste 
erfolgen häufig Woche für Woche oder vierzehntä-

gig. Also gibt es keinen Anspruch auf Vertretung. 
Auch an der Stelle muss etwas passieren.  

Es ist unverantwortlich, dass wir unseren Lehrerin-
nen und Lehrern solche Arbeitsbedingungen zumu-
ten. Das Schlimmste daran ist allerdings, dass über-
lastete Lehrer schlechter unterrichten. Darunter 
wiederum leiden die Schüler. Am härtesten trifft es 
die sozial benachteiligten Kinder und Jugendlichen, 
denn die brauchen individuelle Förderung und die 
Aufmerksamkeit ihrer Lehrer am allermeisten. 

Bei Schülern mit Zuwanderungsgeschichte sind die 
Probleme besonders groß. Die unterschiedlichsten 
Studien zeigen das immer wieder. Es handelt sich 
um eine nicht kleine Gruppe. Im Schuljahr 
2011/2012 machte sie 26 % der Gesamtschüler-
schaft aus. Das sind mehr als eine halbe Million 
Kinder und Jugendliche. Dringend müssen mehr 
Ressourcen für die individuelle Förderung von 
Schülerinnen und Schülern mit Zuwanderungsge-
schichte in die Schulen kommen. 

Da ist auch der herkunftssprachliche Unterricht ein 
wichtiges Angebot. Wissenschaftliche Untersu-
chungen belegen: Gute Kenntnisse der Herkunfts-
sprache erleichtern es den Kindern, gutes Deutsch 
zu lernen. Deshalb ist es wichtig, Mehrsprachigkeit 
zu fördern. Es ist gut, wenn Kinder mehr über die 
Kultur des Herkunftslandes der Eltern erfahren. Das 
ist ein wichtiger Beitrag zur Integration. Wir wollen, 
dass mehr Kinder am herkunftssprachlichen Unter-
richt teilnehmen. Dafür ist das Angebot auszuweiten 
und offensiv dafür zu werben. 

In den drei Bereichen „Vertretungspools“, „Integrati-
onshilfen“ und „Herkunftssprachlicher Unterricht“ 
haben wir zusammen genommen rund 400 zusätzli-
che Lehrerstellen beantragt. Dieser Antrag wurde 
von allen anderen Fraktionen abgelehnt. 

Wir mischen hier nun seit einem halben Jahr mit. 
Das achte Schulrechtsänderungsgesetz und das 
anstehende Gesetz zur Umsetzung von Inklusion 
sind wichtige Themen und ganz sicher Schritte in 
die richtige Richtung.  

Nur über eines wird hier wenig geredet: Wie sieht es 
eigentlich in den Schulen aus? – Mit großer Bestür-
zung habe ich die Zahl psychisch kranker Schüler 
zur Kenntnis genommen. Ich glaube nicht, dass die 
Einführung neuer Schulformen und gemeinsamen 
Lernens ausreicht, um dieser Entwicklung entge-
genzuwirken. Die Zahlen betreffen alle Schulfor-
men. Es muss sich also auch in den Schulen eini-
ges ändern. Wir brauchen flächendeckend mehr 
Sozialpädagogen und Psychologen in den Schulen. 
Auch zu dem Zwecke brauchen wir mehr Geld.  

An dieser Stelle möchte ich sagen: Ich empfinde es 
fast als zynisch, wenn auf eine Kleine Anfrage zum 
Thema „Burn-Out bei Lehrern“ von der Landesre-
gierung darauf hingewiesen wird, dass sich die 
Schulpsychologen dem Problem der Lehrer anneh-
men und Hilfe leisten. Mir ist kein einziger solcher 
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Fall bekannt. Es gibt ja noch nicht einmal genug Hil-
fe für die Schüler. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Sozialarbeiter und Psychologen kommen außerdem 
oft erst dann zum Einsatz, wenn sich die Probleme 
eines Schülers bereits manifestiert haben. Was ist 
eigentlich mit den Schulen los, sodass offensichtlich 
immer mehr Schüler und Lehrer die Schule nicht 
mehr als sinnstiftend betrachten, weil sie ihre Reali-
tät nicht widerspiegelt, manchmal sogar noch nicht 
einmal mehr streift? 

Wir brauchen einen Unterricht, mit dem sich Schüler 
identifizieren, der ihnen im Alltag hilft und für sie 
nachvollziehbar sinnvoll ist. Dabei muss auch der 
Einsatz von neuen Medien eine größere Rolle spie-
len. Der Medienpass ist in dem Zusammenhang nur 
ein minimaler Ansatz. 

Wir müssen verhindern, dass Kinder aus den soge-
nannten bildungsfernen Elternhäusern Computer 
und Internet nur als Unterhaltungsmedien kennen-
lernen. Informationstechnologien sind aus dem Ar-
beitsleben nicht mehr wegzudenken. Wie man sie 
zum Arbeiten gebraucht, muss in den Schulen ein-
geübt werden.  

Dabei ist die Förderung von Lernmaterialien unter 
freier Lizenz ein wichtiger Schritt. Mittelfristig müs-
sen wir weg vom Monopol der Schulbuchverlage. 
Mit Information und Unterstützung beim Einsatz 
freier Lernmedien können wir sofort beginnen.  

Der Lizenzdschungel ist für einzelne unüberschau-
bar. Viele Lehrer können das gar nicht mehr hand-
len: Für einzelne Schüler müssen Lizenzen bean-
tragt werden. Der Arbeitsaufwand ist enorm. Macht 
man einen Fehler, ist man dafür auch noch rechtlich 
verantwortlich und gerät in Schwierigkeiten. Da ver-
zichtet mancher lieber ganz und holt die Arbeits-
mappe heraus. Das verstehe ich gut. 

Frau Löhrmann, Sie fordern die individuelle Förde-
rung aller Schüler. – Zu Recht! Software unter freier 
Lizenz ist dabei eine große Hilfe. Wenn man ganz 
unbürokratisch für jeden Schüler das angemessene 
Übungsprogramm nutzen kann, wird man es auch 
einsetzen. 

Die Schulen stehen vor großen Herausforderungen. 
Deshalb sind Schulentwicklungsprojekte so wichtig. 
An solchen Projekten sind die Kommunen als 
Schulträger der öffentlichen Schulen immer beteiligt. 
Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, dass Kommu-
nen in diesem Bereich weniger Mittel aus dem Lan-
desetat bekommen sollen. Die Haushaltssituation in 
vielen Kommunen ist katastrophal. Die Kommunen 
müssen an allen Ecken und Enden sparen. Aus 
Köln war beispielsweise neulich zu hören, dass die 
Stadtverwaltung ihre Bediensteten deshalb in 
Zwangsurlaub schicken will. Ich denke, dass das 
eigentlich alles sagt. 

Auch die Kommunen brauchen mehr Geld für die 
Schulen – vor allem dann, wenn der Prozess der 
Inklusion gelingen soll. 

Wir sehen an den Schulen noch weitere Probleme 
und werden diese hier zur Sprache bringen. Wir 
müssen uns zum Beispiel auch dem Problem der 
ungleichen Bezahlung und unterschiedlichen Unter-
richtsverpflichtungen von Lehrern widmen. Diese 
führen zu Unzufriedenheit und Konflikten in den Kol-
legien. Die Entwicklung einer inklusiven Schule wird 
dieses Konfliktfeld vermutlich weiter verschärfen. 
Auch hier werden wir eher mehr als weniger Geld 
brauchen. 

Nicht zuletzt ist es nötig, über die vielen fehlenden 
Schulleiter zu sprechen. Besonders betroffen sind 
die Grundschulen. Es geht um einen Job mit hoher 
Arbeitsbelastung und Verantwortung. Diese stehen 
in keinem angemessenen Verhältnis zur Bezahlung. 
Es ist zu befürchten, dass sich auch diese Entwick-
lung verschärft. Die neuen Aufgaben auf dem Weg 
zur inklusiven Schule werden zu noch höherer Be-
lastung führen. Da ist der Schulleiterjob alles andere 
als ein Traumjob. 

Fazit: Wir brauchen mehr Geld im Bildungssystem 
von NRW. NRW steht im Bundesvergleich bei den 
Pro-Kopf-Ausgaben an hinterster Stelle. Die Klas-
senfrequenzen sind im Vergleich zu anderen Bun-
desländern immer noch viel zu hoch. Da wird auch 
der Demografiegewinn nicht ausreichen.  

Bildung ist eine Investition in unser aller Zukunft. Wir 
dürfen uns nicht über einen Mangel an Ingenieuren 
beschweren, wenn wir nicht genügend Schüler auf 
ein solches Studium vorbereiten. Und wir dürfen uns 
vor allem nicht über den Mangel an studierten 
Fachkräften beschweren, wenn es nicht genügend 
Studienplätze gibt. Wir brauchen eine Bildungsof-
fensive. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Pieper. – Für die Landesregie-
rung erteile ich nunmehr Frau Ministerin Löhrmann 
das Wort. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Bildungskonferenz und 
der Schulkonsens zwischen Regierungsparteien 
und Opposition haben den Weg bereitet, die Schul-
landschaft in Nordrhein-Westfalen weiterzuentwi-
ckeln, und wir agieren systematisch angelegt, 
schrittweise und nachhaltig mit einer Gesamtkon-
zeption, in der die verschiedenen Gesetze und 
Haushaltsmaßnahmen ineinandergreifen. 

Die Bildungskonferenz, der Schulkonsens und die 
hieraus resultierenden und schon erfolgten Ände-
rungen des Schulgesetzes und der Landesverfas-
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sung sind eine große politische Gemeinschaftsleis-
tung und beleben die Schullandschaft in Nordrhein-
Westfalen, indem sie eine pragmatische, innovative 
Schulentwicklung vor Ort möglich machen. 

Es gibt einen Unterschied in den Debattenbeiträgen 
der CDU. Während Herr Kaiser diesen Haushalt, 
der im Wesentlichen der gleiche ist wie der in der 
15. Legislaturperiode eingebrachte, im Schulaus-
schuss als faire Umsetzung des Schulkonsenses 
bezeichnet hat – da war die CDU teilweise unser 
Partner, weil wir Minderheitsregierung waren –, ist 
diese positive Aussage jetzt von der CDU – jetzt will 
sie sich in der Opposition schließlich etwas deutli-
cher artikulieren – nicht mehr getätigt worden. Die 
Grundlagen im Einzelplan 05 sind aber nach wie vor 
die gleichen. 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

Um die Entwicklung systematisch weiterzuführen, 
müssen wir den Schulkonsens auch haushaltspoli-
tisch mit Leben füllen. Wir werden die notwendigen 
Ressourcen sowohl mit dem vorliegenden Haus-
haltsentwurf 2012 als auch mit den Haushaltsent-
würfen für die Folgejahre bereitstellen. Damit schaf-
fen wir die Voraussetzung, um in dieser Legislatur-
periode neue Schulformen – Sekundarschulen, Ge-
samtschulen – einzurichten, in allen Schulformen – 
von der Grundschule über die Realschule bis hin 
zur Gesamtschule und Gymnasium – die Klassen-
größen Schritt für Schritt zu verringern und den 
Ganztag auszubauen. Das sind ganz konkrete An-
forderungen, die die Schulöffentlichkeit an die Lan-
desregierung und den Haushaltsgesetzgeber stellt. 

Wir – damit meine ich die den Schulkonsens tra-
genden Fraktionen – haben uns darauf verständigt, 
dass die Realisierung finanzrelevanter – das heißt: 
stellenrelevanter – Maßnahmen in dem Maße erfol-
gen kann, in dem Ressourcen durch zurückgehen-
de Schülerzahlen frei werden. Das sage ich an die 
Adresse derer, die meinen, alles gehe sofort und 
alles gehe auf einmal. Wir haben ausdrücklich fest-
gehalten, dass das nicht der Fall ist. 

Vielleicht muss man noch einmal an eines erinnern. 
Wir haben zu Beginn unserer letzten Regierungszeit 
mit unserem Haushalt erst einmal eine „Lehrerlü-
cke“ schließen müssen. Das waren 1.700 Stellen, 
die wir zusätzlich geschaffen haben, um eine hohe 
Ausgangslage zu gewährleisten. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Was die Schulentwicklung angeht, so will ich Fol-
gendes auch noch einmal sagen: Frau Gebauer, 
natürlich gibt es an der einen oder anderen Stelle 
Streit über die kommunale Schulentwicklung. Aber 
das hat nicht mit dem Schulkonsens angefangen. 
Das hat es schon immer gegeben. Es hat Bürger-
begehren für oder gegen bestimmte Schulformen 
gegeben, und dass es an der einen oder anderen 
Stelle Streit gibt, stellt doch nicht diese Erfolgsbilanz 
unserer Regierungsarbeit infrage. Mittlerweile sind 

nämlich über 70 neue Schulen des längeren ge-
meinsamen Lernens aufgrund großen Konsenses 
vor Ort geschaffen worden. Also, das setzen Sie 
damit nicht außer Kraft, und ich kann mir vorstellen, 
dass es Sie nach wie vor ein bisschen ärgert, dass 
Sie im Grunde nicht mit dabei sind. 

Im Haushaltsentwurf 2012 werden die demografi-
schen Effekte wie folgt eingesetzt: erstens für den 
Mehrbedarf der neu zu gründenden Sekundarschu-
len, zweitens für den ersten Schritt zur Absenkung 
des Klassenfrequenzrichtwerts an Grundschulen 
von 24 auf 23,75, drittens für 35 neue Ganztags-
schulen in der Sekundarstufe I – davon sind etliche 
Gymnasien; das betone ich in Richtung FDP –, vier-
tens für den Ausbau offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich um 10.000 Plätze und fünftens für 
den Mehrbedarf beim Ausbau des gemeinsamen 
Unterrichts und die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Stamp zulassen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Wenn Sie die Uhr anhalten, gerne. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ich interpretiere 
das als klares Ja. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Frau Ministerin, ich ha-
be folgende Nachfrage: Sie haben den Aufwuchs 
der Schulen des längeren gemeinsamen Lernens 
gerade noch einmal als Erfolg herausgestellt. Jetzt 
war im Zusammenhang mit der Abstimmung in Cas-
trop-Rauxel über Realschule und Sekundarschule 
klar erkennbar, dass die kommunalen Vertreter dort 
vor Ort argumentiert haben, dass der entscheiden-
de Vorteil die Ausstattung der entsprechenden 
Schulen sei. Wird das Ihrem pädagogischen An-
spruch als Schulministerin gerecht, wenn sich diese 
Schulen nur aufgrund der entsprechenden Ausstat-
tung durchsetzen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich habe die Gründe, die einen Schulträ-
ger dazu bewegen, eine Schule welcher Art auch 
immer einzurichten, nicht zu bewerten. Wir haben 
eine klare verfassungsrechtlich vorgegebene Auf-
gabenteilung. Das Land gibt den gesetzlichen 
Rahmen für die Schulentwicklung vor, und dann 
entscheiden die kommunalen Schulträger in eigener 
Verantwortung. In Nordrhein-Westfalen gelten näm-
lich die kommunale Selbstverwaltung und das Sub-
sidiaritätsprinzip. Das bedeutet, dass vor Ort ent-
schieden werden soll, wenn vor Ort entschieden 
werden kann. Diesem Grundsatz folgen wir. 
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Wir haben einige Anforderungen formuliert, bei-
spielsweise dass der Elternwille zu erfragen ist. Wir 
könnten lange darüber streiten, warum Eltern ihr 
Kreuzchen genau an der Stelle machen, wo sie es 
machen.  

Also, das ist in Nordrhein-Westfalen rechtlich gut 
und vernünftig geregelt, und ich maße mir nicht an, 
weder die kommunale Entscheidung noch das El-
ternwahlverhalten zu beurteilen. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Dann können Sie 
die Realschulen doch genauso ausstatten!) 

Die Kommunen, die Bezirksregierungen und das 
Ministerium entscheiden in Nordrhein-Westfalen 
nach Recht und Gesetz. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Dr. Joachim Stamp [FDP]: Dann können Sie 
die Realschulen doch genauso ausstatten!) 

Eines haben Sie vielleicht noch nicht verstanden, 
Herr Stamp. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Ja?) 

Vielleicht wäre es schön gewesen, Sie hätten an 
den intensiven Gesprächen, die Herr Kaiser, Herr 
Link, der jetzt Oberbürgermeister von Duisburg ist, 
Herr Röttgen, Herr Laumann, Frau Kraft, Frau Beer 
und ich führten, teilgenommen. Es gibt einen Grund 
zum Beispiel für das verringerte Stundendeputat der 
Lehrerinnen und Lehrer an Gesamtschulen und 
auch an Sekundarschulen und auch für den Diffe-
renzierungszuschlag. Denn Schulformen, die alle 
Kinder annehmen und nicht differenzieren, um wel-
che Kategorie von Kind es sich handelt, haben ei-
nen erhöhten Vorbereitungs- und Differenzierungs-
bedarf, um der individuellen Förderung, die im 
Schulgesetz steht, gerecht werden zu können. Das 
ist der Grund.  

Die Kolleginnen und Kollegen arbeiten im Ergebnis 
nicht weniger, sie haben nur eine unterschiedliche 
Ausgangsberechnung zur Grundlage. Das können 
wir gerne vertiefen. Das ist der Hintergrund für diese 
Entscheidung. Ich finde es fahrlässig, wie Sie ver-
suchen, sozusagen einen Spalt in die im Großen 
und Ganzen breit akzeptierte Entwicklung zu trei-
ben, die wir Gott sei Dank in Nordrhein-Westfalen 
eingeleitet haben. 

Meine Damen und Herren, neben dem Schulkon-
sens und der Inklusion sind auch die Ergebnisse der 
Bildungskonferenz in den Haushaltsentwurf 2012 
eingeflossen. Ich möchte hier die Erhöhung der Lei-
tungszeit für die Schulleitungen, für die wir 224 Stel-
len einsetzen, und den Ausbildungskonsens, den 
wir mit 70 Stellen unterstützen, nennen. Auch hier 
die Prioritätensetzung: Wir investieren erst einmal in 
das neue Übergangssystem, nämlich 70 Stellen, 
und dann gehen wir davon aus, dass wir Jugendli-
che, was im Übrigen auch die FDP fordert, schneller 
in die duale Ausbildung bringen. Und wenn sie in 
der dualen Ausbildung sind, dann brauchen sie kei-

ne vollzeitschulische Ausbildung. Und dann kann 
man auch diese Stellen, ohne dass es irgendeinen 
Qualitätsverlust für die jungen Leute hätte, abset-
zen. 

Darüber hinaus erhöhen wir die Mittel für die 
Lehrerfortbildung um 750.000 €. Damit folgen wir 
ebenfalls einer Anregung der Bildungskonferenz.  

Das Integrations- und Teilhabegesetz sieht die 
Umwandlung und Ausweitung der regionalen Ar-
beitsstellen vor. Für den flächendeckenden Ausbau 
haben wir 50 Lehrerstellen vorgesehen.  

Wir erhöhen die Mittel für die privaten Ersatzschulen 
in Nordrhein-Westfalen um beinahe 43 Millionen €. 
Alle Maßnahmen des Schulkonsenses werden auch 
in der Finanzierung der privaten Ersatzschulen be-
rücksichtigt. 

Meine Damen und Herren, ich habe bei den Haus-
haltsberatungen im Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung erneut mehr Zustimmung und wenig Kri-
tik erfahren. Prinzipiell sind alle Fraktionen mit dem 
Haushaltsentwurf 2012 für den Einzelplan 05 weit-
gehend zufrieden. Die Piratenfraktion hat Ände-
rungsanträge gestellt, die darauf abzielen, die Zahl 
der Lehrerstellen um 369 zu erhöhen. Frau Pieper, 
es ehrt Sie sehr, dass Sie selber hier im Grunde die 
Sinnhaftigkeit Ihrer Forderung ein bisschen infrage 
stellen, indem Sie sagen, Sie wollen im Grunde nur 
ein Signal geben, wissend, dass das eigentlich nicht 
mehr vernünftig verausgabt werden kann. 

Meine Damen und Herren, trotz der angespannten 
Finanzlage des Landes steigen die Ausgaben des 
Schuletats um knapp 600 Millionen €. Wir haben im 
Koalitionsvertrag verabredet, dass die sogenannte 
demografische Rendite im Schulsystem bleibt. Die 
Ministerpräsidentin hat in ihrer Regierungserklärung 
deutlich gemacht, dass wir freiwerdende Bildungs-
ressourcen nicht streichen, sondern für noch besse-
re Bildung einsetzen wollen. Ich bin sehr dankbar, 
dass uns dies trotz der schwierigen Haushaltslage 
gelungen ist.  

Damit ist für mich aber auch klar, dass es nicht 
mehr um mehr Lehrerstellen gehen kann. Es geht 
darum, in Zeiten schwieriger Haushaltslagen die 
vorhandenen Ressourcen gezielt einzusetzen. Ja, 
dafür müssen Prioritäten gesetzt werden. Diese sind 
in erster Linie durch die Vereinbarungen zum 
Schulkonsens und durch die Erfordernisse der In-
klusion vorgegeben. Ich sehe daher im Moment 
keine weitergehenden Spielräume, etwa um die 
Wünsche der Piraten zu erfüllen.  

Frau Vogt, wenn Sie beklagen, dass wir heute nicht 
genug Sonderpädagogen haben, dann frage ich 
Sie: Wann hätten dafür denn an den Universitäten 
Kapazitäten geschaffen werden müssen? Es war 
und es ist doch nicht möglich, ohne zusätzliche 
Ressourcen die sonderpädagogischen Kapazitäten 
auszubauen, weil ein Pinkwart’sches Hochschul-
freiheitsgesetz es verunmöglicht, dass wir hier steu-
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ernd eingreifen können. Da liegt doch die Problem-
lage. Und zusätzliches Geld haben Sie den Univer-
sitäten nicht gegeben.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Wir haben das im 2012er-Haushalt noch nicht drin. 
Aber Kollegin Schulze und ich haben im Kabinett 
durchgesetzt, dass wir für 2013 eine Ausweisung 
der sonderpädagogischen Kapazitäten vorsehen. 
Das kann ich an dieser Stelle vorgreifend sagen. 
Also bitte bei der Wahrheit bleiben, damit klar ist, 
wer zu verantworten hat, dass wir jetzt die Sonder-
pädagoginnen und Sonderpädagogen nicht haben!  

Meine Damen und Herren, Änderungsanträge von 
FDP und CDU zum Einzelplan 05 hat es nicht ge-
geben. Es sind gleichwohl noch Wünsche geäußert 
worden. Es ist gesagt worden: Eigentlich ist es gut, 
dass Bildung diese Priorität hat. – Also kann man 
doch jetzt erwarten, dass CDU und FDP bei den 
folgenden Reden zu den anderen Einzelplänen 
einmal Gegenfinanzierungsvorschläge machen, 
damit trotz der Priorität für Bildung die Neuverschul-
dung gesenkt werden kann. Ich habe bei den ersten 
Debatten gut zugehört, aber keinen einzigen Ein-
sparvorschlag vernommen.  

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Studienbeiträge!) 

Es gab auch keine in den Bereichen Kommunen 
und Polizei. Überall habe ich nur den Wunsch nach 
mehr Geld gehört. Das werden wir schön weiterver-
folgen und am Ende der Debatte natürlich zusam-
menführen. Dann wird nämlich deutlich, dass Sie in 
Bezug auf die Gesamtverantwortung unredlich agie-
ren. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Dr. Stefan Berger [CDU]: Stu-
dienbeiträge!) 

– Da bin ich mal gespannt, wie Sie die Entschei-
dung in Bayern begleiten werden. 

Meine Damen und Herren, abschließend möchte 
ich – ich glaube, Frau Pieper hat es getan – das Ko-
operationsverbot ansprechen. Ich habe im Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung um Unterstüt-
zung geworben, dass es nicht nur für die Hochschu-
len weiter gelockert, sondern auch für die Schulen 
gelockert werden muss. Wir brauchen für unsere 
Schulen eine gesamtstaatliche Verantwortung von 
Bund, Ländern und Gemeinden, mit denen wir die 
Herausforderungen, die vor uns liegen, bewältigen 
können. Wir haben ein durchaus konstruktives Ge-
spräch aufgrund der Bundesratsentscheidung, die 
auch auf Initiative von Nordrhein-Westfalen zustande 
gekommen ist, mit Bundesministerin Schavan ge-
führt. Für den Schulbereich haben wir die Themen 
„Inklusion“ und „Ganztag“ als zentrale Handlungsfel-
der identifiziert. Daran wird jetzt gearbeitet. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie in Ihren Parteien um Unter-

stützung zur Aufhebung dieses Kooperationsverbots 
werben würden.  

Gute Schulpolitik ist immer auch Integrationspolitik, 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik. Es ist allemal 
wert, dass wir uns gemeinsam darum kümmern. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Löhrmann. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratung des Einzelplans 05, Ministerium für Schule 
und Weiterbildung. Gemäß der interfraktionellen 
Vereinbarung wird die Abstimmung über diesen 
Einzelplan zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 
(Siehe Abstimmung zu Einzelplan 06) 

Wir steigen damit ein in die Beratung über den  

 Einzelplan 06 
Ministerium für Innovation,  
Wissenschaft und Forschung  

Ich verweise auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1206.  

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner für die CDU-Fraktion Herrn Kollegen Dr. Berger 
das Wort.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn der 
Rede zwei Feststellungen treffen.  

Erstens: Noch nie studierten so viele Menschen an 
nordrhein-westfälischen Hochschulen. Es sind über 
632.000 Studierende. Das ist ein historischer 
Höchststand. Das ist ein guter Erfolg für Nordrhein-
Westfalen, und das ist gut für dieses Land. 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens: Demgegenüber, Frau Schulze, gab es 
jedoch noch nie eine Wissenschaftsministerin, die 
so spät und so unzureichend auf die Herausforde-
rungen, die jetzt vor uns liegen, reagiert hat, wie 
Sie.  

(Beifall von der CDU) 

Zum Haushalt. In der Tat – und das ist richtig – 
weist das Haushaltsvolumen im Einzelplan mit über 
6,6 Milliarden € einen historischen Höchststand auf. 
Das erscheint zunächst einmal erfreulich.  

Fakt ist jedoch: Wenn man den einzelnen Studie-
renden betrachtet, ergibt sich ein anderes Bild. Er-
mittelt man nämlich die Ausgaben pro Kopf für den 
Einzelnen, so stellt man fest, dass im Jahr 2011 bei 
einem Haushaltsvolumen von 6,2 Milliarden € eine 
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(Angela Freimuth [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Der zweite Punkt, den wir als Landesregierung vo-
ranbringen, ist die Forschungs- und die Technolo-
giestrategie. Ich habe Ihnen „Fortschritt NRW“, das 
Rahmenprogramm, vorgestellt. Damit stärken wir 
den Forschungsstandort hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben das neue Max-Planck-Institut, 
das uns in der Frage der Energiekonversion weiter-
bringen wird. Wir haben auch die zweite Ausbaustu-
fe für die Petaflop-Höchstleistungsrechner in Jülich. 
Sie kosten eine Menge Geld, aber das sind wirklich 
sinnvoll investierte Mittel.  

Wir können mit dem, was wir hier in der For-
schungspolitik an Geld investieren, wirklich Antwor-
ten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit 
geben. Wir stärken ganz gezielt die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Forschungsstandortes. Wir kämpfen 
gegen den Fachkräftemangel, und wir sorgen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition hier in 
Nordrhein-Westfalen.  

Falls Sie noch nicht ganz so überzeugt sind: Ich 
durfte gestern beim Bundesverband mittelständi-
sche Wirtschaft referieren und habe dort unsere In-
novationsstrategie vorgestellt. Die waren übrigens 
von dieser Strategie ganz begeistert. Wenn man 
sich vorstellt, dass der überwiegende Teil unserer 
Industrie mittelständisch geprägt ist, fühle ich mich 
da jedenfalls in guter Gesellschaft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir setzen den Konsoli-
dierungskurs fort. Das ist notwendig. Wir schaffen 
aber gleichzeitig Spielraum für die Gestaltung der 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen. Wir investieren in 
die Bildung, wir investieren in die Forschung, wir in-
vestieren in junge Menschen. Das ist gut angelegtes 
Geld. Ich würde mich über eine Unterstützung die-
ses Einzelplans wirklich freuen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Damit sind wir am Schluss der Bera-
tung; mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/1206, den Einzelplan unverändert anzunehmen. 
Ich darf Sie fragen, wer dafür ist, dieser Beschluss-
empfehlung zu folgen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
und der Einzelplan 06 beschlossen.  

Wir kommen zurück zu den vorhin beratenen Ein-
zelplänen 05 und 03 und holen die Abstimmung 
nach. 

Zu dem Einzelplan 05, Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, liegt uns die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1205 des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vor. Er empfiehlt, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Ich darf auch hier um 
Handzeichen bitten, wer dieser Beschlussempfeh-
lung folgen möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Bei vereinzelten Enthaltungen der 
Fraktion der Piraten ist diese Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen aus den 
Fraktionen CDU, FDP und Piraten angenommen. 
Der Einzelplan 05 ist verabschiedet.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 03, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 16/1203, den Einzelplan 03 unver-
ändert anzunehmen. Ich darf auch hier um Hand-
zeichen bitten, wer dieser Beschlussempfehlung 
Folge leisten möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit ist auch die Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/1203 mit den Stim-
men der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
bei Gegenstimmen der Fraktionen CDU und FDP 
und Enthaltungen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. Der Einzelplan 03 ist damit verabschie-
det.  

Wir kommen nun zum 

 Einzelplan 10 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

mit den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Klima-
schutz. Ich weise hier auf die Beschlussempfehlung 
und den Bericht des Haushalts- und Finanzaus-
schusses Drucksache 16/1210 hin und eröffne die 
Beratung für die folgenden Teilbereiche: 

 Teilbereich 
Umwelt und Naturschutz 

 Teilbereich 
Verbraucherschutz  

 Teilbereich 
Landwirtschaft 

Für die Fraktion der CDU hat die Kollegin Schulze 
Föcking das Wort.  

Christina Schulze Föcking (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wohl 
kaum ein Bereich ist so negativ von dem Regie-
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